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b) Eine Alleinvertriebsvereinbarung
zwischen einem Hersteller aus ei­
nem dritten Staat und einem
Händler aus dem Gemeinsamen

Markt fällt unter Artikel 85, wenn
sie rechtlich oder tatsächlich ver­

hindert, daß der Händler die frag­
lichen Waren in andere Mitglied­
staaten wieder ausführt oder daß

diese Waren aus anderen Mitglied­
staaten in das geschützte Gebiet
eingeführt und dort von anderen
Personen als dem Konzessionär
oder seinen Kunden vertrieben
werden.

c) Bei der Entscheidung darüber, ob
dies zutrifft, sind nicht nur die sich
aus den Bestimmungen der Verein­
barung ergebenden Rechte und
Pflichten zu berücksichtigen, son­
dern auch der wirtschaftliche und

rechtliche Gesamtzusammenhang,
in den sich die Vereinbarung ein­
fügt, und namentlich das etwaige
Bestehen ähnlicher Vereinbarungen
des gleichen Herstellers mit Kon­
zessionären in anderen Mitglied­
staaten.

3. a) Eine Alleinvertriebsvereinbarung ist
geeignet, den Handel zwischen
Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen
und den Wettbewerb zu stören,
wenn sie es in Verbindung mit ei­
ner nationalen Gesetzgebung über
den unlauteren Wettbewerb dem

Konzessionär ermöglicht, Parallel­
einfuhren aus anderen Mitglied­
staaten in das ihm eingeräumte
Gebiet zu unterbinden.

b) Der Konzessionär kann sich daher
auf eine solche Gesetzgebung nur
dann berufen, wenn die angebliche
Unlauterkeit des Verhaltens seiner
Wettbewerber sich aus anderen
Umständen als der bloßen Vornah­

me von Paralleleinfuhren ergibt.

4. Um unter die Verbotsvorschrift des

Artikels 85 zu fallen, muß die Verein­
barung den Handel zwischen Mit­
gliedstaaten und den Wettbewerb
spürbar beeinträchtigen. Bei der Ent­
scheidung darüber, ob dies zutrifft,
muß auf die Lage abgestellt werden,
die bestünde, wenn es die streitige
Vereinbarung nicht gäbe.

5. Aus den Vorschriften des Artikels 1 in

Verbindung mit denen des Artikels 2
der Verordnung Nr. 67/67 geht her­
vor, daß die in dieser Verordnung
ausgesprochene Gruppenfreistellung
nicht eingreift, wenn eine Vereinba­
rung dem Konzessionär untersagt, die
fraglichen Waren in andere Mitglied­
staaten wieder auszuführen.

6. Da die Nichtigkeit nach Artikel 85
Absatz 2 absolut ist, erzeugt eine nach
dieser Vorschrift nichtige Vereinba­
rung in den Rechtsbeziehungen zwi­
schen den Vertragspartnern keine
Wirkungen und kann Dritten nicht
entgegengehalten werden.

7. Ein Einfuhr- oder Ausfuhrgeschäft als
solches bezweckt oder bewirkt keine

Beeinträchtigung des Wettbewerbs im
Sinne von Artikel 85.

In der Rechtssache 22/71

betreffend das dem Gerichtshof aufgrund von Artikel 177 EWG-
Vertrag vom Tribunal de commerce Nizza in dem vor ihm anhängigen
Rechtsstreit

1. Gesellschaft Béguelin Import Co., Brüssel,
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2. Aktiengesellschaft Béguelin Import Co. France, Paris,

gegen

1. Aktiengesellschaft G. L. Import Export, Nizza,

2. Herrn Karl Marbach, Hamburg,

3. Herrn Fritz Marbach, Hamburg,

4. Firma Gebrüder Marbach GmbH, Hamburg,

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung

— des Artikels 85 EWGV,

— der Verordnung Nr. 67/67/EWG der Kommission vom 22. März 1967 über
die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von
Alleinvertriebsvereinbarungen (Amtsblatt Nr. 57, S. 849/67)

erläßt

DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten R. Lecourt, der Kammerpräsidenten
J. Mertens de Wilmars und H. Kutscher (Berichterstatter), der Richter A. M.
Donner, R. Monaco und P. Pescatore,

Generalanwalt : A. Dutheillet de Lamothe
Kanzler: A. Van Houtte

folgendes

URTEIL

Tatbestand

I — Sachverhalt

1) Die belgische Firma Béguelin Import
Co. (nachstehend „Firma Béguelin/Bel­
gien" genannt) hat am 1. März 1967 mit
der japanischen Firma Oshawa eine Ver­

einbarung abgeschlossen, laut der diese
ihr die Alleinvertriebsberechtigung für
die von Oshawa hergestellten Gas-Ta­
schenfeuerzeuge der Marke „WIN" für
Belgien und Frankreich übertrug. Seit
dem 18. März 1967 hat die Firma Pé-
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guelin Import Co. France (nachstehend
„Firma Béguelin/Frankreich" genannt)
— eine Tochtergesellschaft der Firma
Béguelin/Belgien und wirtschaftlich völ­
lig von dieser abhängig — diese Allein­
vertriebsberechtigung für Frankreich in­
ne. Sie hat am 25. März 1967 eine dies­

bezügliche Vereinbarung mit Oshawa ge­
troffen. Die Vereinbarungen sind bei der
Kommission nicht angemeldet worden.
Im deutschen Bundesgebiet hat die Firma
Gebrüder Marbach ein entsprechendes
Alleinvertriebsrecht inne.

Im Jahre 1969 hat die Firma G. L. Im­
port Export Nizza rund 18 000
„WIN"-Feuerzeuge nach Frankreich ein­
geführt. Diese waren zunächst nach
Hamburg an die Adresse der Firma Ge­
brüder Marbach gegangen und dort im
Zollager verblieben. Danach wurden sie
weiterversandt und in Frankreich zum

freien Verkehr abgefertigt. Die beim Tri­
bunal de commerce Nizza anhängigen
Klagen der Firmen Béguelin sind darauf
gerichtet, den Firmen G. L. Import Ex­
port und Gebrüder Marbach unter Straf­
androhung zu untersagen, die fraglichen
Waren auf französischem Hoheitsgebiet
zu vertreiben, und diese Firmen wegen
unlauteren Wettbewerbs zu Schadenser­

satz zu verurteilen. Die Beklagten ma­
chen geltend, die Alleinvertriebsvereinba­
rung für das französische Hoheitsgebiet
sei nichtig; sie verstoße gegen Artikel 85
des Vertrages und behindere die Freiheit
des Handels innerhalb der Gemeinschaft,
denn die Firma Béguelin/Frankreich sei
nur eine Tochtergesellschaft der Firma
Béguelin/Belgien und habe mit dieser ge­
meinsame wirtschaftliche Interessen

2) Das Tribunal de commerce Nizza
hat mit Urteil vom 8. Februar 1971 dem
Gerichtshof folgende Fragen vorgelegt:
„1. Verletzen zwei rechtlich selbständi­

ge Handelsgesellschaften, die ihren
Sitz je in einem der beiden der Euro­
päischen Gemeinschaft angehören­
den Länder Belgien und Frankreich
haben, die Vorschriften des Vertra­
ges von Rom und insbesondere Arti­
kel 85 dieses Vertrages, wenn sie,
obzwar selbständige juristische Per­

sonen, unstreitig im gemeinsamen
wirtschaftlichen Interesse den einer
von ihnen (der französischen Gesell­
schaft) eingeräumten Alleinvertrieb
aus Japan (Nichtmitglied der Euro­
päischen Gemeinschaft) herrühren­
der Fertigerzeugnisse auf dem fran­
zösischen Hoheitsgebiet ausüben,
und wenn einerseits das Alleinver­

triebsrecht, das ursprünglich der ei­
nen (der belgischen Firma) für das
Gebiet beider Gemeinschaftsländer
eingeräumt war, für Frankreich der
französischen Firma übertragen wor­
den, für Belgien aber der belgischen
Firma verblieben ist, andererseits die
französische Gesellschaft unstreitig
eine Tochtergesellschaft des belgi­
schen Unternehmens ist. Liegt in ei­
ner solchen Verschmelzung wirt­
schaftlicher Interessen unter dem
Deckmantel zweier rechtlich selb­

ständiger juristischer Personen nicht
eine Zuwiderhandlung gegen die
Wettbewerbsfreiheit, weil sie ein tat­
sächliches Monopol der beiden Ge­
sellschaften schafft, das den Handel
zwischen Mitgliedstaaten beeinträch­
tigen und eine Einschränkung oder
Verfälschung des Wettbewerbs in­
nerhalb des Gemeinsamen. Marktes

bewirken kann (Artikel 85 des Ver­
trages von Rom)? — Welche Folgen
ergeben sich bejahendenfalls aus ei­
ner solchen Vertragsverletzung hin­
sichtlich der Gültigkeit des Allein­
vertriebsvertrages und seiner Wirk­
samkeit gegenüber vertragsfremden
Dritten?

2. Unstreitig hat ein vertragsfremder
Dritter nach Frankreich, wo er an­
sässig ist, die gleichen in Japan her­
gestellten Erzeugnisse eingeführt, für
die in Frankreich der französischen
Gesellschaft das Alleinvertriebsrecht

eingeräumt ist; er hat hierfür den
Weg der Paralleleinfuhr über den in
Hamburg ansässigen Alleinvertriebs­
berechtigten derselben japanischen
Firma für die Bundesrepublik
Deutschland gewählt; dieser hat die
Waren als Transitgut erhalten und
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nach Frankreich an den genannten
Dritten weitergeleitet, der sie in
Marseille (Frankreich) zum freien
Verkehr hat abfertigen lassen. Ver­
stößt ein solches Einfuhrverfahren

gegen die Vorschriften des Vertrages
von Rom, oder steht es im Einklang
mit den Bestimmungen der Verord­
nung der Kommission vom 22. März
1967, die anwendbar ist ,auf Verein­
barungen zwischen zwei Unterneh­
men, welche eine Alleinbelieferungs-
oder -bezugsklausel oder gegenseiti­
ge Ausschließlichkeitsklauseln dieser
Art enthalten, wenn für den Allein­
vertriebsberechtigten kein Wieder­
ausfuhrverbot und für Dritte kein

Paralleleinfuhrverbot festgelegt
wird'?"

3) Das Vorlageurteil ist am 29. April
1971 in der Kanzlei des Gerichtshofes

eingetragen worden. Die Klägerinnen des
Ausgangsverfahrens und die Kommission
der Europäischen Gemeinschaften haben
gemäß Artikel 20 der Satzung des Ge­
richtshofes der EWG schriftliche Erklä­

rungen abgegeben, die Beklagten des
Ausgangsverfahrens haben dem Ge­
richtshof ein Gutachten des Professors

Farjat von der rechts- und wirtschafts­
wissenschaftlichen Fakultät Nizza einge­
reicht und den Wunsch geäußert, dieses
Gutachten ihren Ausführungen in der
mündlichen Verhandlung zugrundezule­
gen.

Der Gerichtshof hat auf den Bericht des

Berichterstatters nach Anhörung des Ge­
neralanwalts beschlossen, von einer Be­
weisaufnahme vor der mündlichen Ver­
handlung abzusehen. Er hat die Parteien
des Ausgangsverfahrens jedoch aufgefor­
dert, ihm in der mündlichen Verhand­
lung Angaben darüber zu machen, ob
die zwischen der Firma Oshawa einer­

seits und den Firmen Béguelin/Belgien
beziehungsweise Béguelin/Frankreich
oder Gebrüder Marbach andererseits ab­

geschlossenen Vereinbarungen den Kon­
zessionären der Firma Oshawa untersa­

gen, „WIN"-Feuerzeuge, die ihnen von
Oshawa geliefert wurden, in andere Mit­
gliedstaaten der Europäischen Wirt­

schaftsgemeinschaft wiederauszuführen.
Ferner sind die Parteien aufgefordert
worden mitzuteilen, ob sie mit den Zah­
lenangaben der Kommission über den
Marktanteil der „WIN"-Feuerzeuge in
der Gemeinschaft einverstanden sind.

Die Parteien des Ausgangsverfahrens und
die Kommission haben in der Sitzung
vom 6. Oktober 1971 mündliche Erklä­

rungen abgegeben. Die Klägerinnen des
Ausgangsverfahrens waren vertreten
durch Rechtsanwalt Jean Weill, zugelas­
sen an der Cour d'appel Paris, im Bei­
stand von Rechtsanwalt Ernest Arendt,
zugelassen in Luxemburg. Die Beklagten
des Ausgangsverfahrens waren vertreten
durch Rechtsanwalt Chahouar, zugelas­
sen in Nizza. Die Kommission war ver­
treten durch ihren Rechtsberater Erich
Zimmermann im Beistand von Herrn
Jean-Pierre Dubois, einem Mitglied ihres
juristischen Dienstes.
Der Generalanwalt hat seine Schlußan­

träge in der Sitzung vom 28. Oktober
1971 vorgetragen.

II — Erklärungen gemäß Arti­
kel 20 der Satzung des Ge­
richtshofes der EWG

1. Zur ersten Frage
Die Klägerinnen des Ausgangsverfahrens
führen aus, die zwischen den Firmen
Béguelin/Belgien und Béguelin/Frank­
reich bestehende „Verschmelzung wirt­
schaftlicher Interessen" falle nicht unter
Artikel 85 Absatz 1. Denn bei einer sol­

chen Sachlage sei ein selbständiges Han­
deln der Tochtergesellschaft ausgeschlos­
sen. Von einem Kartell könne aber keine

Rede sein, wo nur ein einziges Wirt­
schaftsgebilde bestehe. Andernfalls wür­
de die Gründung von Tochtergesell­
schaften in anderen Ländern der Ge­

meinschaft unterbunden, was gegen eines
der Hauptziele des Vertrages, nämlich
„die Beseitigung der Hindernisse für den
freien Personen-, Dienstleistungs- und
Kapitalverkehr zwischen den Mitglied­
staaten" (Artikel 3 Buchstabe c) versto­
ßen würde.

Beim gegenwärtigen Entwicklungsstand
der Europäischen Wirtschaftsgemein-
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schaft könne einem ausländischen Her­

steller keinesfalls zugemutet werden,
Vertriebsverträge nur für das Gebiet
sämtlicher Mitgliedstaaten abzuschlie­
ßen. Im Gegenteil, die territoriale Auftei­
lung der Konzessionen werde dem be­
rechtigten Streben der Erzeuger nach
kaufmännischen und finanziellen Garan­

tien gerecht. Nach der Rechtsprechung
des Gerichtshofes falle eine Vereinba­

rung, durch die ein Hersteller einem
Händler, den Alleinvertrieb seiner Er­
zeugnisse in einem bestimmten Gebiet
überträgt, nicht ohne weiteres unter die
Verbotsvorschrift von Artikel 85, son­
dern nur dann, wenn bestimmte zusätzli­
che Voraussetzungen erfüllt sind (Urteil
56/65 vom 30. Juni 1966, Société Tech­
nique Minière LTM gegen Maschinen­
bau Ulm, Slg. XII, 282 ff.; Urteil 5/69
vom 9. Juli 1969, Volk gegen Vervaecke,
Slg. XV, 295 ff.). Im vorliegenden Fall
werde die Anwendung der genannten
Vorschrift durch folgende Überlegungen
und Tatsachen ausgeschlossen:
— Vereinbarungen der in Rede stehen­

den Art seien weder ein Hindernis

dafür, daß sich die Großhändler eines
Mitgliedstaates bei in einem anderen
Mitgliedstaat ansässigen Importeuren
eindeckten, noch daß sie Waren an
Einzelhändler in sämtlichen Gemein­
schaftsländern weiterverkauften. Es
herrsche sonach auf der Großhan­
delsstufe, im Zwischenhandel und im
Einzelhandel freier Wettbewerb.

Den Importeuren — die nicht mit
den Großhändlern verwechselt wer­

den dürften — stehe es völlig frei,
Markenartikel einzuführen und zu

vertreiben, die mit den der jeweiligen
Alleinvertriebsvereinbarung unterlie­
genden im Wettbewerb stehen.

— Das berechtigte Interesse daran, das
Warenzeichen zu schützen und damit
den Bestand des gewerblichen Eigen­
tums zu sichern, dürfe nicht außer
acht gelassen werden. Zweifellos sei
die Grenze schwer zu bestimmen,
von der an dieser Schutz in einen

Mißbrauch ausarte. Jedenfalls aber
lasse sich eine gewisse räumliche

Aufteilung des Vertriebs dadurch
rechtfertigen, daß das Warenzeichen
möglichst gut genutzt und sein Ruf
erhalten werden müsse. Im vorliegen­
den Fall sei daher dem Aufbau eines
vom Hersteller und vom Alleinver­
triebsberechtigten einvernehmlich
mittels der Ware beigelegter Garan­
tiescheine aufgezogenen Kunden­
dienstes eine ganz besondere Bedeu­
tung beizumessen. In diesem Zusam­
menhang weisen die Klägerinnen des
Ausgangsverfahrens darauf hin, daß
sie vor dem französichen Gericht un­
lauteren Wettbewerb auch deshalb

geltend gemacht hätten, weil die Fir­
ma G. L. Import Export die streitigen
Waren mit derartigen vom Kunden­
dienst der Firma Béguelin/Frankreich
zu honorierenden Garantiescheinen
verkauft habe.

Nach alledem sei der vom Tribunal de
commerce Nizza beschriebene Sachver­
halt nicht durch ein tatsächliches Mono­

pol gekennzeichnet, das geeignet wäre,
den Handel zwischen den Mitgliedstaaten
in einem Maße zu beeinträchtigen, das
die Anwendung von Artikel 85 rechtfer­
tigen könnte. Die streitigen Vereinbarun­
gen seien daher gültig und könnten Drit­
ten entgegengehalten werden.
Die Beklagten des Ausgangsverfahrens
machen geltend, es 'komme nicht auf die
Beziehungen zwischen den beiden Fir­
men Béguelin an, sondern auf das von
der japanischen Firma eingerichtete Al­
leinvertriebssystem. Daß diese Firma
kein Unternehmen der Gemeinschaft sei,
spiele keine Rolle; es genüge festzustel­
len, daß die wettbewerbsschädigende
Wirkung innerhalb des Hoheitsgebiets
der Gemeinschaft eingetreten sei und daß
die streitigen Vereinbarungen den Han­
del zwischen Mitgliedstaaten beeinträch­
tigten.
Es handle sich hier um einen ganz ähnli­
chen Fall wie den, der dem Urteil des
Gerichtshofes vom 13. Juli 1966 zugrun­
de gelegen habe (Consten und Grundig
gegen Kommission, 56 und 58/64, Slg.
XII, 322 ff.), worin dieser den absoluten
Gebietsschutz für unzulässig erklärt ha-
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be. Dieser Grundsatz sei in der Verord­

nung Nr. 67/67 erneut bekräftigt wor­
den, aus der hervorgehe, daß eine A'llein­
vertriebsvereinbarung ohne Anmeldung
nur dann gültig sei, wenn sie „Parallel­
einfuhren" auch zwischen den Vertrags­
parteien nicht verbiete. Einem deutschen
Alleinvertriebsberechtigten könne somit
nicht untersagt sein, die Nachfrage eines
französischen Grossisten zu befriedigen.
Der vom Gerichtshof in seinem Urteil

1/70 vom 30. Juni 1970 (Marcel Rochas
Vertriebs-GmbH gegen Helmut Bitsch,
Slg. XVI, 524) aufgestellte Grundsatz,
daß ein Exportverbot die Wirksamkeit
der Vereinbarung nicht beeinträchtige,
wenn es einem Einzelhändler — der die
ihm gelieferte Ware ohnehin nicht zu ex­
portieren habe —, auferlegt wird, sei im
vorliegenden Fall nicht anwendbar, da es
sich hier um Alleineinfuhrklauseln handle.

In seinem Urteil Volk gegen Vervaecke
habe der Gerichtshof lediglich festge­
stellt, es sei „möglich", daß eine Allein­
vertriebsvereinbarung bei absolutem Ge­
bietsschutz mit Rücksicht auf die schwa­

che Stellung, welche die Beteiligten auf
dem Markt der fraglichen Erzeugnisse
haben, nicht unter das Verbot des Arti­
kels 85 falle. Die Vereinbarung entgehe
der Verbotsvorschrift des Artikels 85 al­
so nicht notwendigerweise; zudem 'lasse
das Urteil die Frage offen, ob eine solche
Vereinbarung, selbst angenommen, sie
werde vom Verbot nicht erfaßt, Dritten
entgegengehalten werden könne.
Diese Frage sei strikt zu verneinen. Das
Gegenteil würde dazu führen, „einen
Sachverhalt de facto als rechtmäßig an­
zuerkennen, in dem sich ein privater Di­
rigismus äußert", und — aus Gründen,
welche die Beklagten des Ausgangsver­
fahrens im einzelnen darlegen — ein Sy­
stem ohne jede Rechtssicherheit zu
schaffen. Eine Wirksamkeit der Verein­

barung gegenüber Dritten könne nur
dann angenommen werden, wenn der
Alleinvertriebsberechtigte zu außerge­
wöhnlichen Auslagen gezwungen und
die Vereinbarung angemeldet worden
sei. Man könne sich jedoch die Frage
vorlegen, ob selbst in diesem Fall wirk­

lich ein Bedürfnis für eine Wirksamkeit
der Vereinbarung gegenüber Dritten be­
stehe, denn es sei Sache der Konzeden­
ten, solche Konzessionäre zu wählen, die
ihre Verpflichtungen einhalten, und für
Vertragsbrüchige Sanktionen vorzuse­
hen.

Es habe den Anschein, daß nur die fran­
zösische Rechtsprechung eine Dritten ge­
genüber strenge Auffassung vertrete,
während in den anderen Mitgliedstaaten
keine Wirksamkeit gegen Dritte ange­
nommen werde. Es bestehe aber ein In­
teresse daran, eine einheitliche Anwen­
dung der Wettbewerbsregeln der Ge­
meinschaft sicherzustellen.

Die Kommission vertritt die Ansicht, die
vorliegende Frage sei wie folgt umzufor­
mulieren:

„Ist Artikel 85 Absatz 1 EWGV an­
wendbar, wenn eine im Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaates ansässige Han­
delsgesellschaft, der in diesem Gebiet
der Alleinvertrieb einer von einem Un­
ternehmen aus einem dritten Lande
hergestellten Ware zusteht, in einem
anderen Mitgliedstaat eine Tochterge­
sellschaft ohne jede wirtschaftliche
Selbständigkeit gründet, die in diesem
Staat den Alleinvertrieb der fraglichen
Ware übernehmen und damit das ur­
sprünglich der Muttergesellschaft für
beide Staaten eingeräumte Alleinver­
triebsrecht nutzen soll?"

Vereinbarungen der Art wie die zwischen
Béguelin/Belgien und Béguelin/Frank­
reich abgeschlossenen stellten keine
„Vereinbarungen zwischen Unterneh­
men" im Sinne der genannten Vorschrift
dar, diese Frage sei daher zu verneinen.
Außerdem würde die genannte Verbots­
vorschrift auch dann nicht eingreifen,
wenn anzunehmen wäre, daß es sich um.
Vereinbarungen zwischen Unternehmen
handele; denn die Tochtergesellschaft
habe keine Möglichkeit zu einer von der
Muttergesellschaft unabhängigen Tätig­
keit. Diesen Standpunkt habe die Kom­
mission in der Entscheidung Christiani/­
Nielsen vom 5. Juli 1969 vertreten
(Amtsblatt L 165, S. 12 und 14).
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Entscheidend sei allein die Rechtsnatur
der zwischen dem oder den Alleinver­
triebshändlern einerseits und dem Her­
steller andererseits bestehenden Aus­

schließlichkeitsbindungen.

2. Zur zweiten Frage

Nach Auffassung der Klägerinnen des
Ausgangsverfahrens ist zu berücksichti­
gen, daß die Firma G. L. Import Export
die streitigen Einfuhren mit der Hilfe der
für die fraglichen Waren in Deutschland
alleinvertriebsberechtigten Firma Gebrü­
der Marbach vorgenommen habe, die
dabei nur als Transithändlerin aufgetre­
ten sei. Die Beteiligten hätten damit ei­
nen vom Hersteller selbst eingerichteten
Vertriebskanal benutzt, ihn aber durch
ein Transitgeschäft in unzulässiger Weise
verlängert. Ein solches Geschäft dürfe
nicht mit einer Wiederausfuhr verwech­
selt werden. Der deutsche Alleinver­

triebsberechtigte könne sich daher nicht
darauf berufen, daß für ihn kein Wieder­
ausfuhrverbot bestehe, weil sein Allein­
vertriebsvertrag nichts darüber enthalte
oder weil sein Heimatrecht kein solches

Verbot vorsehe. Ebensowenig könne er
sich auf die deutsche Rechtsauffassung
vom „Verbrauch" des Warenzeichen­
rechts berufen. Schließlich werde eine

solche Handlungsweise auch durch die
Verordnung Nr. 67/67 nicht gedeckt.
Auch das Urteil 40/70 des Gerichtshofes

vom 18. Februar 1971 (Sirena gegen No­
vimpex u. a., Slg. XVII, 70 ff.) könnten
die Beklagten des Ausgangsverfahrens
nicht zu ihren Gunsten anführen. In die­
sem Urteil werde Artikel 85 auf den Fall

für anwendbar erklärt, „daß die Einfuhr
aus anderen Mitgliedstaaten stammen­
der … Erzeugnisse unter Berufung auf
das Zeichenrecht verhindert wird …";
bei der streitigen Einfuhr habe es sich je­
doch um eine Ware gehandelt, die nicht
als aus der Bundesrepublik Deutschland
stammend angesehen werden könne.
Obwohl die von der Firma G. L. Import
Export nach Frankreich eingeführten
Waren mit dem gleichen Warenzeichen
wie die von der Firma Béguelin/Frank­
reich vertriebenen Erzeugnisse versehen
gewesen seien, seien sie „unter miß­

bräuchlicher Benutzung des Warenzei­
chens vertrieben" worden. Dies gehe aus
dem eigenen Vorbringen der Beklagten
des Ausgangsverfahrens vor dem franzö­
sischen Gericht hervor, das Vorbringen
über „die Verwendung von Garantie­
scheinen [sei] zurückzuweisen, da die Be­
klagten diese Scheine niemals benutzt
und die Klägerinnen den Beweis für das
Gegenteil nicht erbracht [hätten]". Wer­
de dieses Vorbringen als richtig unter­
stellt, so ergebe sich daraus eine Verlet­
zung der Echtheit der Ware, die dann ei­
nes wesentlichen und kostspieligen Attri­
buts ermangele, nämlich der Kunden­
dienstzusicherung auf den Garantieschei­
nen. Ein solches Verfahren verfälsche

den Wettbewerb und verstoße daher ge­
gen den Vertrag.

Die Beklagten des Ausgangsverfahrens
gehen auf die zweite Frage nicht beson­
ders ein.

Nach Ansicht der Kommission wäre die­

se Frage wie folgt umzuformulieren:

„Fällt eine Vereinbarung zwischen ei­
nem Erzeugerunternehmen aus einem
dritten Land und einem Unternehmen

aus dem Gemeinsamen Markt, laut
der sich das Drittlandsunternehmen

gegenüber dem anderen Unternehmen
verpflichtet, bestimmte Waren zum
Wiederverkauf in einem bestimmten
Gebietsteil des Gemeinsamen Marktes

nur ihm zu liefern, unter Artikel 85
Absatz 1 EWGV, wenn der Alleinver­
triebshändler Einfuhren der fraglichen
Waren durch Dritte in das ihm einge­
räumte Gebiet entgegentritt?"

a) Zunächst müsse festgestellt werden,
ob ein solcher Vertrag den Handel zwi­
schen Mitgliedstaaten beeinträchtigen
kann. Hierbei seien das bereits zitierte
Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssa­

che Volk gegen Vervaecke sowie das Ur­
teil 1/71 vom 6. Mai 1971 (Cadillon ge­
gen Höss Maschinenbau KG, Slg. XVII,
352) heranzuziehen.

Daß das Unternehmen, welches die Kon­
zession erteilt hat, seinen Sitz außerhalb
des Gemeinsamen Marktes hat, spiele
keine Rolle (Entscheidung der Kommis-
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sion vom 1. Juni 1964, Bendix-Mertens
& Straet, Amtsblatt Nr. 92, S. 1426/64).
b) Nach der vom Gerichtshof in seinem
bereits zitierten Urteil Société Technique
Minière gegen Maschinenbau Ulm gege­
benen Auslegung von Artikel 85 Absatz 1
sei sodann zu prüfen, unter welchen
Voraussetzungen die in Rede stehenden
Vereinbarungen eine „spürbare" Verhin­
derung, Einschränkung oder Verfäl­
schung des Wettbewerbs innerhalb des
Gemeinsamen Marktes bezwecken oder
bewirken. Die Kommission weist auf die
Merkmale hin, die der Gerichtshof in
den Urteilen Volk gegen Vervaecke und
Cadillon gegen Höss berücksichtigt hat:
die Notwendigkeit, auf die tatsächlichen
Begleitumstände der fraglichen Vereinba­
rung abzustellen, und die Möglichkeit,
daß das Verbot mit Rücksicht auf die
schwache Stellung der Beteiligten auf
dem Markt der fraglichen Erzeugnisse
nicht eingreift.
Ferner könne die Bekanntmachung der
Kommission vom 27. Mai 1970 (Amts­
blatt C 64, S. 1) über Vereinbarungen
von geringer Bedeutung, die dazu be­
stimmt sei, das Merkmal des Spürbar­
keitsgrads der Wettbewerbsbeschrän­
kung quantitativ genau zu umschreiben,
Anhaltspunkte für die Beurteilung lie­
fern. Artikel 85 Absatz 1 könne jedoch
auch auf Fälle anwendbar sein, in denen
die in dieser Bekanntmachung angegebe­
nen Schwellenwerte — ausgedrückt in
Umsatzzahlen und Marktanteilen der an

der Vereinbarung beteiligten Unterneh­
men — nicht erreicht würden; auch in
solchen Fällen könne die Wettbewerbs­

beschränkung spürbar sein. Im vorlie­
genden Fall seien namentlich die folgen­
den Tatsachen und Umstände zu erwä­

gen:

— Der Gesamtlahresumsatz der Firma
Oshawa und aller ihrer Verteilerun­

ternehmen liege wahrscheinlich über
der in der genannten Bekanntma­
chung festgelegten Schwelle.

— Für den europäischen Feuerzeug­
markt sei eine eher oligopolitische
Struktur kennzeichnend, bei der eini­
ge europäische Unternehmen einen

großen Teil dieses Marktes kontrol­
lierten und der Wettbewerb der

nordamerikanischen, vor allem aber
der japanischen Feuerzeughersteller
ganz besonders spürbar sei. Der
Wettbewerb der japanischen Herstel­
ler sei besonders stark auf dem deut­
schen und dem niederländischen

Markt. Japan sei das Land, dessen
Feuerzeughersteller die meisten Feu­
erzeuge nach allen Ländern des Ge­
meinsamen Marktes ausführten, im
Jahre 1969 annähernd 741 Tonnen.

— Für den französischen Feuerzeug­
markt sei eine eher oligopolitische
Struktur kennzeichnend, bei der der
japanische Wettbewerb bisher weni­
ger spürbar sei. Die französischen
Hersteller täten sich durch sehr um­
fangreiche Ausfuhren nach den ande­
ren Ländern des Gemeinsamen
Marktes hervor, die sich im Jahre
1969 auf 202 Tonnen belaufen hät­
ten.

c) Auch wenn die Vereinbarungen zwi­
schen der Firma Oshawa und ihren Kon­
zessionären keine Klauseln enthalten
sollten, die Ausfuhren nach Ländern au­
ßerhalb des eingeräumten Gebietes un­
tersagen, könne die zwischen den Firmen
Oshawa und Béguelin/Frankreich abge­
schlossene Vereinbarung unter die Ver­
botsvorschrift des Artikels 85 fallen;
denn die Klageerhebung eines Alleinver­
triebshändlers gegen andere Importeure
habe die gleiche Wirkung wie eine solche
Verbotsklausel.

d) Sollte nach dem Vorstehenden die
Anwendbarkeit von Artikel 85 Absatz 1
zu bejahen sein, so sei es dann Sache der
französischen Gerichte zu prüfen, ob
und wieweit sich die Verordnung Nr.
67/67 der Kommission auf eine Verein­
barung wie die streitige auswirke. Denn
die zwischen Oshawa und Béguelin/­
Frankreich abgeschlossene Vereinbarung
gehöre zu den Gruppen, die unter die
Freistellungsbestimmung des Artikels 1
Absatz 1 dieser Verordnung fielen; die
Tatsache, daß der Hersteller seinen Sitz
außerhalb des Gemeinsamen Marktes
habe, spiele auch hier keine Rolle.
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Aus der genannten Vorschrift ergebe
sich, daß Artikel 85 Absatz 1 des Vertra­
ges auf die Vereinbarung nicht anwend­
bar sei, wenn diese die in Artikel 2 bis 4
der Verordnung aufgeführten Vorausset­
zungen erfülle. Hierzu sei insbesondere
auf Artikel 3 Buchstabe b Absatz 2 der

Verordnung hinzuweisen, wonach die
vorgenannte Freistellungsbestimmung
nicht Platz greift, „wenn… die Ver­
tragspartner es Zwischenhändlern oder
Verbrauchern erschweren, sich die Ver­
tragswaren bei anderen Händlern inner­
halb des Gemeinsamen Marktes zu be­
schaffen, insbesondere wenn die Ver­
tragspartner 1. gewerbliche Schutzrechte
ausüben um… zu hindern, 2. sonstige
Rechte ausüben oder Maßnahmen tref­
fen, um Händler oder Verbraucher daran
zu hindern, Vertragswaren anderweitig
im Gemeinsamen Markt zu beziehen

oder im Vertragsgebiet zu veräußern".
Die von Béguelin/Frankreich erhobene
Klage sei eben eine solche Maßnahme
und Ausdruck eines Verhaltens, gegen
das die Verfasser der Verordnung Nr.
67/67 sich gewandt hätten, indem sie
insbesondere in der 9. und 10. Erwägung
der Verordnungsbegründung die Not­
wendigkeit festgestellt hätten, die Mög­
lichkeit von „Parallelimporten" zu wah­
ren und nicht „zuzulassen, daß gewerbli­
che Schutzrechte und sonstige Rechte
mißbraucht werden, um einen absoluten
Gebietsschutz herbeizuführen".

Die von den Klägerinnen des Ausgangs­
verfahrens angestrengte Klage sei daher
mit dem Ziel der Verordnung Nr. 67/67

unvereinbar. Dieses Ergebnis werde auch
durch die jüngste Rechtsprechung des
Gerichtshofes bestätigt (Urteil Sirena ge­
ben Novimpex; Urteil 78/70 vom 8. Juni
1971, Deutsche Grammophon-Gesell­
schaft gegen Metro-SB-Großmärktc).
Dort habe der Gerichtshof entschieden,
daß gewerbliche Eigentumsrechte nicht
dazu geltend gemacht werden könnten,
den freien Warenverkehr innerhalb des
Gemeinsamen Marktes zu beeinträchti­

gen. Dies gelte a fortiori, wenn wie vor­
liegend dem Alleinvertriebshändler das
nationale Recht, auf das er sich stützt,
keinen spezifischen Schutz gewährt.
Demzufolge sei dem nationalen Gericht
folgendes zu antworten:

„Artikel 85 Absatz 1 EWGV ist an­
wendbar, wenn unter Berufung auf die
nationale Gesetzgebung über den un­
lauteren Wettbewerb Wiederverkäufer

daran gehindert werden, in das ge­
schützte Gebiet Waren einzuführen,
die Gegenstand eines ihren Weiterver­
kauf in einen Mitgliedstaat betreffen­
den Alleinvertriebsvertrags zwischen
einem Herstellerunternehmen aus ei­
nem dritten Land und einem im Ge­

meinsamen Markt ansässigen Unter­
nehmen sind. Die in der Verordnung
Nr. 67/67 vorgesehene Freistellung be­
stimmter Gruppen von Alleinvertriebs­
vereinbarungen ist hier nicht anwend­
bar.

Eine solche Vereinbarung ist nichtig.
Sie erzeugt Dritten gegenüber keine
Wirkungen."

Entscheidungsgründe

1 Das Tribunal de commerce Nizza hat dem Gerichtshof mit Urteil vom

8. Februar 1971, in der Kanzlei eingegangen am 29. April 1971, zwei Fra­
gen nach der Auslegung des Artikels 85 EWG-Vertrag sowie der Verordnung
Nr. 67/67 der Kommission (Amtsblatt vom 25. März 1967, S. 849) zur
Vorabentscheidung vorgelegt.
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Zur ersten Frage

2/4 Die erste Frage betrifft bei der Kommission nicht angemeldete Vereinbarun­
gen, durch die ein in einem dritten Land ansässiger Hersteller einem Unter­
nehmen aus einem Mitgliedstaat für das Hoheitsgebiet dieses Staates das
Recht zum Alleinvertrieb seiner Erzeugnisse überträgt. Der Gerichtshof wird
namentlich ersucht zu entscheiden, ob die Wirksamkeit solcher Vereinba­
rungen und die Möglichkeit, sie Dritten entgegenzuhalten, dadurch beein­
trächtigt werden, daß der Alleinvertriebsberechtigte zwar Rechtspersönlich­
keit hat, aber nur eine jeder wirtschaftlichen Selbständigkeit ermangelnde
Tochtergesellschaft eines in einem anderen Mitgliedstaat ansässigen Unter­
nehmens ist, dem der gleiche Hersteller ein entsprechendes Alleinvertriebs­
recht für das Gebiet dieses zweiten Mitgliedstaates eingeräumt hat. Außer­
dem wird nach den sonstigen Voraussetzungen gefragt, von denen das Ge­
meinschaftsrecht die Wirksamkeit der genannten Vereinbarungen und die
Möglichkeit abhängig macht, sie Dritten entgegenzuhalten.

1. Zur Anwendbarkeit von Artikel 85 Absatz 1 EWGV

5/6 A — Die erste Frage geht zunächst dahin, ob es unter die Verbotsvorschrift
des Artikels 85 Absatz 1 fällt, wenn eine in einem Mitgliedstaat ansässige
Muttergesellschaft, die ein sich auf zwei Mitgliedstaaten erstreckendes Allein­
vertriebsrecht innehat, das Alleinvertriebsrecht für das Hoheitsgebiet des
zweiten Mitgliedstaates ihrer Tochtergesellschaft abtritt oder dieser gestattet,
es zu erwerben. Ferner soll durch diese Frage geklärt werden, wie sich
bejahendenfalls eine solche Rechtsverletzung auf die Wirksamkeit des von
der Tochtergesellschaft abgeschlossenen Alleinvertriebsvertrages auswirkt.

7/9 Artikel 85 Absatz 1 untersagt Kartelle, wenn sie eine Wettbewerbsstörung
bezwecken oder bewirken. Bei einem Alleinvertriebsvertrag fehlt diese Vor­
aussetzung, wenn ein solches Alleinvertriebsrecht de facto von einer Mutter­
gesellschaft teilweise auf eine Tochtergesellschaft übertragen wird, die zwar
eigene Rechtspersönlichkeit, jedoch keine wirtschaftliche Selbständigkeit be­
sitzt. Diese Rechtsbeziehungen können daher für die Beurteilung der Wirk­
samkeit einer Alleinvertriebsvereinbarung zwischen der Tochtergesellschaft
und einem Dritten nicht berücksichtigt werden.

10/12 B — Eine Vereinbarung ist nur dann mit dem Gemeinsamen Markt unver­
einbar und nach Artikel 85 untersagt, wenn sie „geeignet ist, den Handel
zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen", und wenn sie eine Störung
„des Wettbewerbs innerhalb des Gemeinsamen Marktes bezweckt oder be­
wirkt". Daß einer der Vertragspartner in einem dritten Land ansässig ist,
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steht der Anwendung dieser Vorschrift nicht entgegen, wenn die Wirkungen
der Vereinbarung sich auf das Hoheitsgebiet des Gemeinsamen Marktes er­
strecken. Eine Alleinvertriebsvereinbarung zwischen einem Hersteller aus
einem dritten Staat und einem Händler aus dem Gemeinsamen Markt erfüllt

die beiden genannten Tatbestandsmerkmale, wenn sie rechtlich oder tatsäch­
lich verhindert, daß der Händler die fraglichen Waren in andere Mitglied­
staaten wiederausführt oder daß diese Waren aus anderen Mitgliedstaaten
in das geschützte Gebiet eingeführt und dort von anderen Personen als dem
Konzessionär oder seinen Kunden vertrieben werden.

13 Bei der Entscheidung darüber, ob dies zutrifft, sind nicht nur die sich aus
den Bestimmungen der Vereinbarung ergebenden Rechte und Pflichten zu
berücksichtigen, sondern auch der wirtschaftliche und rechtliche Gesamt­
zusammenhang, in den sich die Vereinbarung einfügt, und namentlich das
etwaige Bestehen ähnlicher Vereinbarungen des gleichen Herstellers mit
Konzessionären in anderen Mitgliedstaaten.

14/15 Eine Alleinvertriebsvereinbarung ist insbesondere dann geeignet, den Handel
zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen und den Wettbewerb zu stören,
wenn sie in Verbindung mit einer nationalen Gesetzgebung über den un­
lauteren Wettbewerb dem Konzessionär die Möglichkeit gibt, Paralleleinfuhren
aus anderen Mitgliedstaaten in das ihm eingeräumte Gebiet zu unterbinden.
Der Konzessionär kann sich daher auf eine solche Gesetzgebung nur dann
berufen, wenn die angebliche Unlauterkeit des Verhaltens seiner Wettbe­
werber sich aus anderen Umständen als der bloßen Vornahme von Parallel­

einfuhren ergibt.

16/18 C — Schließlich muß die Vereinbarung, um unter die Verbotsvorschrift des
Artikels 85 zu fallen, den Handel zwischen Mitgliedstaaten und den Wettbe­
werb spürbar beeinträchtigen. Um festzustellen, ob dies zutrifft, muß auf die
Lage abgestellt werden, die bestünde, wenn es die streitige Vereinbarung
nicht gäbe. Daher muß bei der Entscheidung darüber, ob ein Vertrag mit
einer Alleinvertriebsklausel unter diesen Artikel fällt, vor allem berücksichtigt
werden, welcher Art die von der Vereinbarung erfaßten Waren sind, ob es
sich um beschränkte Mengen handelt öder nicht, welche Stellung der Konze­
dent und der Konzessionär auf dem Markt der fraglichen Waren einneh­
men, ob die Vereinbarung allein steht, oder sich im Gegenteil in ein System
von Vereinbarungen einfügt, ob die Ausschließlichkeit durch strenge Klauseln
gesichert ist oder ob im Gegenteil Wiederausfuhren und Paralleleinfuhren
erlaubt und damit Möglichkeiten offengelassen sind, die gleichen Waren
auf anderen Absatzwegen zu vertreiben.
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2. Zur Anwendbarkeit der Verordnung Nr. 67/67

19/22 Nach Artikel 1 Absatz 1 dieser Verordnung wird „Artikel 85 Absatz 1 des
Vertrages ... bis zum 31. Dezember 1972 für nicht anwendbar erklärt auf
Vereinbarungen, an denen nur zwei Unternehmen beteiligt sind", und die
„zum Zweck des Weiterverkaufs" entweder eine Alleinbelieferungsverpflich­
tung oder eine Alleinbezugsverpflichtung oder beides vorsehen. Nach Artikel 2
Absatz 1 der gleichen Verordnung dürfen dem Alleinvertriebshändler keine
anderen Wettbewerbsbeschränkungen auferlegt werden als die im genannten
Absatz 1 festgelegten, zu denen das Verbot der Wiederausfuhr der fraglichen
Waren in andere Mitgliedstaaten nicht gehört. In Absatz 2 des gleichen
Artikels sind bestimmte Verpflichtungen des Konzessionärs aufgezählt, die
„der Anwendbarkeit des Artikels 1 Absatz 1" der Verordnung „nicht [ent­
gegenstehen]". Das Wiederausfuhrverbot ist auch hier nicht erwähnt. Die in
der Verordnung Nr. 67/67 ausgesprochene Gruppenfreistellung greift sonach
nicht ein, wenn eine Vereinbarung dem Konzessionär untersagt, die fragli­
chen Waren in andere Mitgliedstaaten wiederauszuführen.

23/24 Für den Fall , daß die Vereinbarung kein Wiederausfuhrverbot enthält, ist
ferner zu bemerken, daß nach Artikel 3 dieser Verordnung eine solche Ver­
einbarung auch dann nicht unter die genannte Freistellung fällt, wenn die
Vertragspartner „es Zwischenhändlern oder Verbrauchern erschweren, sich die
Vertragswaren bei anderen Händlern innerhalb des Gemeinsamen Marktes
zu beschaffen", insbesondere wenn sie „sonstige Rechte ausüben oder Maß­
nahmen treffen, um Händler oder Verbraucher daran zu hindern, Vertrags­
waren anderweitig im Gemeinsamen Markt zu beziehen oder im Vertragsge­
biet zu veräußern". Liegt ein solches Verhalten vor, kommt daher der zwi­
schen dem Konzessionär und dem Konzedenten geschlossenen Vereinbarung
die Freistellung nach Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr. 67/67 gleich­
falls nicht zugute.

3. Zur Anwendbarkeit von Artikel 85 Absatz 2 des Vertrages

25/28 Nach Artikel 85 Absatz 2 des Vertrages sind „die nach diesem Artikel ver­
botenen Vereinbarungen oder Beschlüsse ... nichtig". Demnach sind unter
Absatz 1 dieses Artikels fallende Vereinbarungen, für die keine individuelle
oder kollektive Unanwendbarerklärung erfolgt ist, nichtig, soweit ihr Zweck
oder ihre Wirkungen mit dem in diesem Absatz ausgesprochenen Verbot
unvereinbar sind. Ist eine solche Vereinbarung nicht bei der Kommission
angemeldet worden, aber gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung Nr. 17
des Rates (Amtsblatt vom 21. Februar 1962, S. 204 ff.) von der Anmeldung
befreit, so ist sie allerdings voll wirksam, solange ihre Nichtigkeit nicht
festgestellt ist. Diese Befreiung gilt aber nur für bestimmte Vereinbarungen,
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„an [denen] nur Unternehmen aus einem Mitgliedstaat beteiligt sind" oder
die nur die in Artikel 4 Absatz 2 genannten Zwecke oder Wirkungen ha­
ben. Die streitigen Vereinbarungen erfüllen weder die eine noch die andere
dieser Voraussetzungen, da einer der Vertragspartner Angehöriger eines Dritt-
staates ist und da diese Vereinbarungen andere als die in der genannten
Bestimmung aufgeführten Zwecke und Wirkungen haben.

29 Da die Nichtigkeit nach Artikel 85 Absatz 2 absolut ist, erzeugt eine nach
dieser Vorschrift nichtige Vereinbarung in den Rechtsbeziehungen zwischen
den Vertragspartnern keine Wirkungen und kann Dritten nicht entgegenge­
halten werden.

Zur zweiten Frage

30 Mit der zweiten Frage wird der Gerichtshof gebeten zu entscheiden, ob ein
„Einfuhrverfahren" wie das von dem innerstaatlichen Gericht geschilderte
mit Artikel 85 des Vertrages unvereinbar ist oder ob es unter die Frei­
stellungsvorschrift der Verordnung Nr. 67/67 fällt.

31/32 Nach Artikel 85 Absatz 1 des Vertrages werden „Vereinbarungen zwischen
Unternehmen", „Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen" und „aufeinan­
der abgestimmte Verhaltensweisen" von dieser Verbotsvorschrift nur erfaßt,
soweit diese Vereinbarungen, Beschlüsse oder Verhaltensweisen den Handel
zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen und ihrem Zweck oder ihrer Wir­
kung nach wettbewerbsfeindlich sind. Ein Ausfuhr- oder Ausfuhrgeschäft als
solches bezweckt oder bewirkt aber keine Beeinträchtigung des Wettbewerbs
im Sinne von Artikel 85.

Kosten

33/34 Die Auslagen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die vor
dem Gerichtshof Erklärungen abgegeben hat, sind nicht erstattungsfähig. Für
die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in
dem vor dem Tribunal de commerce Nizza anhängigen Rechtsstreit. Die
Kostenentscheidung obliegt daher diesem Gericht.

Aufgrund der Prozeßakten,
nach Anhörung des Berichtes des Berichterstatters,
nach Anhörung der mündlichen Ausführungen der EG-Kommission und der
Parteien des Ausgangsverfahrens,
nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts,
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aufgrund des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft, insbesondere seiner Artikel 85 und 177,
aufgrund der Verordnung Nr. 17 des Rates über die Durchführung der
Artikel 85 und 86 des Vertrages, insbesondere ihres Artikels 4,
aufgrund der Verordnung Nr. 67/67 der Kommission über die Anwendung
von Artikel 85 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Alleinvertriebs­
vereinbarungen,
aufgrund des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofes der Europä­
ischen Gemeinschaften, insbesondere seines Artikels 20,
aufgrund der Verfahrensordnung des Gerichtshofes der Europäischen Ge­
meinschaften,

hat

DER GERICHTSHOF

auf die ihm vom Tribunal de commerce Nizza mit Urteil vom 8. Februar

1971 vorgelegten Fragen für Recht erkannt:

Zur ersten Frage

1. Die Rechtsbeziehungen zwischen zwei Gesellschaften, deren eine der
anderen gegenüber keinerlei wirtschaftliche Selbständigkeit besitzt,
können bei der Beurteilung der Wirksamkeit einer Alleinvertriebs­
vereinbarung zwischen der Tochtergesellschaft und einem Dritten
nicht berücksichtigt werden.

2. Eine Alleinvertriebsvereinbarung zwischen einem Hersteller aus einem
dritten Staat und einem Händler aus dem Gemeinsamen Markt unter­

liegt der Verbotsvorschrift des Artikels 85 des Vertrages, wenn sie
rechtlich oder tatsächlich verhindert, daß der Händler die fraglichen
Waren in andere Mitgliedstaaten wiederausführt oder daß diese Wa­
ren aus anderen Mitgliedstaaten in das geschützte Gebiet einge­
führt und dort von anderen Personen als dem Konzessionär oder
seinen Kunden vertrieben werden.

Die letztgenannte Voraussetzung ist namentlich dann erfüllt, wenn
der Konzessionär aufgrund der Vereinbarung in Verbindung mit
einer nationalen Gesetzgebung über den unlauteren Wettbewerb Paral­
leleinfuhren aus anderen Mitgliedstaaten in das ihm eingeräumte Ge­
biet unterbinden kann.
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3. Die kollektive Freistellung bestimmter Gruppen von Vereinbarungen
durch die Verordnung Nr. 67/67 greift nicht ein, wenn eine Verein­
barung dem Konzessionär untersagt, die fraglichen Waren in andere
Mitgliedstaaten wiederauszuführen.

4. Die Nichtigkeit nach Artikel 85 Absatz 2 des Vertrages ist absolut.
Eine nichtige Vereinbarung erzeugt daher keine Wirkungen in den
Rechtsbeziehungen zwischen den Vertragspartnern und kann Dritten
nicht entgegengehalten werden.

Zur zweiten Frage

5. Ein Einfuhr- oder Ausfuhrgeschäft als solches kann nicht unter die
Verbotsvorschrift des Artikels 85 Absatz 1 des Vertrages fallen.

Lecourt Mertens de Wilmars Kutscher

Donner Trabucchi Monaco Pescatore

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 25. November 1971.

Der Präsident

R. Lecourt

Der Kanzler

A. Van Houtte

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS

ALAIN DUTHEILLET DE LAMOTHE

VOM 28. OKTOBER 1971<appnote>1</appnote>

Herr Präsident,

meine Herren Richter!

Die Firma Béguelin ist eine belgische Im­
port-Export-Gesellschaft.
Sie schloß am 1. März mit der japani­
schen Firma Oshawa einen Vertrag,

durch den ihr für Gasfeuerzeuge, welche
diese Firma unter der Marke „Win" her­
stellt, die Alleinvertretung für Frankreich
und Belgien übertragen wurde.
Einige Tage später gründete die Firma
Béguelin/Belgien in Frankreich eine voll­
ständig von ihr beherrschte Tochterge-

1 — Aus dem Französischen übersetzt.
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